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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 11 AL 9/16 BH 
 
L 7 AL 5/14 (Hessisches LSG) 
S 15 AL 203/10 (SG Frankfurt am Main) 
 
 
 
……………….., 
 
 
 Klägerin und Antragstellerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte. 
 

 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. Juni 2016 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richterin   B e h r e n d  

und den Richter   S ö h n g e n  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Hessischen Landessozialgerichts vom 18. März 2016 - L 7 AL 5/14 - Prozesskostenhilfe zu 

bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin macht eine längere Dauer ihres Anspruchs auf Alg geltend.  

 

Die Beklagte bewilligte der Klägerin Alg in Höhe von 257,25 Euro für die Restanspruchsdauer 

von 136 Tagen (Bescheid vom 26.2.2004; Widerspruchsbescheid vom 15.11.2004). Klage und 

Berufung blieben ohne Erfolg (Gerichtsbescheid des SG Frankfurt am Main vom 16.6.2009; 

Urteil des Hessischen LSG vom 26.4.2010). Diese Entscheidungen der Beklagten wurden aller-

dings aufgrund einer Klage gegen Säumniszeiten teilweise korrigiert (Gerichtsbescheid vom 

15.5.2008 und Beschluss des LSG vom 8.6.2009). Die Beklagte führte die gerichtlichen Ent-

scheidungen aus (Bescheid vom 14.9.2009). Das SG hat die dagegen gerichtete Klage abge-

wiesen (Urteil vom 26.6.2013). Ein Restanspruch aus der am 1.1.2003 erfüllten Anwartschafts-

zeit bestehe nicht mehr. Das LSG hat die hiergegen eingelegte Berufung zurückgewiesen (Be-

schluss vom 8.7.2015; Beschluss des BSG vom 14.1.2016 - B 11 AL 9/15 BH).  

 

Den Antrag der Klägerin vom 23.11.2009, ihr Alg für den Zeitraum vom 1. bis 21.6.2004 zu er-

bringen, lehnte die Beklagte ab (Bescheid vom 24.11.2009; Widerspruchsbescheid vom 

30.3.2010). Das SG hat die Klage abgewiesen (Gerichtsbescheid vom 26.11.2013). Die Klage 

sei bereits unzulässig, weil das Begehren der Klägerin bereits Gegenstand des vorangegange-

nen Verfahrens gewesen sei, sodass eine doppelte Rechtshängigkeit vorliege. Die Klage wäre 

im Übrigen auch unbegründet, weil kein Rechtsanspruch aus der am 1.1.2003 erfüllten Anwart-

schaft mehr bestehe. Das LSG hat die Berufung zurückgewiesen (Urteil vom 18.3.2016).  

 

Die Klägerin hat am 2.5.2016 PKH für eine beabsichtigte Nichtzulassungsbeschwerde sowie 

sinngemäß die Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt.  

 

II 

 

Der Antrag der Klägerin auf Bewilligung von PKH für die Durchführung des Verfahrens der 

Nichtzulassungsbeschwerde ist abzulehnen, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hin-

reichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 Abs 1 ZPO).  

 

Nach summarischer Prüfung der Sache sowie des Vorbringens der Klägerin unter Einbeziehung 

des Schriftsatzes vom 5.6.2016 sind Gründe für eine Zulassung der Revision nicht ersichtlich. 

Solche liegen nur vor, wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 

SGG), der Beschluss des LSG von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des 

BVerfG abweicht und auf dieser Abweichung beruht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) oder ein Verfah-
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rensfehler vorliegen könnte, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (§ 160 

Abs 2 Nr 3 SGG).  

 

Bezogen auf den Streitgegenstand sind Anhaltspunkte für eine grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache nicht gegeben; vielmehr geht es um die Berechnung der Dauer des Anspruchs auf 

Alg im Einzelfall. Es liegen auch keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Abweichung (§ 160 

Abs 2 Nr 2 SGG) vor. Schließlich ist nicht erkennbar, dass ein beizuordnender Rechtsanwalt in 

der Lage sein könnte, einen Verfahrensfehler des LSG, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruht (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), erfolgreich zu rügen.  

 

Da der Klägerin PKH nicht zu bewilligen ist, scheidet auch die Beiordnung eines Rechtsanwalts 

nach Maßgabe des § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 121 ZPO aus. 
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